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«Entweder bewegen wir uns 
jetzt vorwärts oder dann rückwärts»

Bundesrat Joseph Deiss spricht am Donnerstag im Kollegium in Brig zum Thema: Bilaterale Abkommen II
B r i g. – Bundesrat Dr. Jo-
seph Deiss trifft am Don-
nerstagnachmittag die 4.
und 5. Klassen des Kollegi-
ums Spiritus Sanctus in
Brig. Der Volkswirt-
schaftsminister folgt damit
einer Einladung der Walli-
ser Industrie- und Han-
delskammer und der Fach-
wirtschaft Kollegium Brig.
Sein Referat ist brandak-
tuell: Bundesrat Joseph
Deiss spricht über die Be-
deutung der Bilateralen
Abkommen II für die
Schweizer Wirtschaft, Ge-
sellschaft und Politik mit
der Ausweitung der Perso-
nenfreizügigkeit.

Interview Pius Rieder

Nicht alle im Land können die
Vorgabe von Bundesrat Deiss
nachvollziehen. Nicht alle wol-
len Reformen. Man wirft ihm
vor, mit den Bilateralen II den
Beitritt zur EU schrittweise vor-
zubereiten, was er als Unsinn
bezeichnet. Im Gegensatz zur
CVP, die ihm letzte Woche fast
einstimmig die Unterstützung
zusicherte, «bockt» die SVP.
Sie lehnt die Verträge ab, ob-
wohl jeder zweite Franken in
der Schweiz mit dem Aussen-
handel verdient wird. 
Im WB-Interview äussert sich
Bundesrat Deiss nicht nur zum
Zauberwort Wachstum, sondern
antwortet auch auf Fragen, die
das Wallis mit dem Tourismus,
die Regionalpolitik und die
Berglandwirtschaft betreffen. 

WB: Staatssekretär Gerber
sprach kürzlich vom Armen-
haus Schweiz, wenn nicht so-
fort Reformen eingeleitet
würden. Teilen Sie als Chef
von Herrn Gerber diese Auf-
fassung und wo sehen Sie,
Herr Bundesrat Deiss, den
Handlungsbedarf?
Bundesrat Joseph Deiss:
seco-Chef Jean-Daniel Gerber
zeichnete ein Szenario, wonach
sich die Position der Schweiz
im Vergleich zu den anderen
Ländern Europas bei einer li-
nearen Fortentwicklung des
Wirtschaftswachstums deutlich
verschlechtern würde. Er wollte
damit unterstreichen, dass die
im Wachstumspaket des Bun-
desrates vorgesehenen Refor-
men nun zügig umgesetzt wer-
den müssen. Dieses Ziel verfol-
ge ich als Volkswirtschaftsmi-
nister mit aller Kraft. 

Zuwarten oder zupacken?
Während rings um unser Land
die Güter- und Dienstleistungs-
märkte geöffnet und liberali-
siert werden, sind wir seit Be-

ginn der Neunzigerjahre stehen
geblieben. Erwiesen ist: Wir ha-
ben in dieser Zeit OECD-weit
das schwächste Wachstum er-
zielt. Zwar hat der Bundesrat in
einigen Bereichen wichtige Be-
schlüsse zur Marktöffnung ge-
fällt, aber es wird sich noch
weisen müssen, ob das Parla-
ment und allenfalls das Volk
diese Entscheide mittragen
werden. Die Schweiz darf sich
nicht durch eine unheilige Alli-
anz von Rechts und Links blo-
ckieren lassen. Je länger wir mit
der Umsetzung der Reformen
zuwarten, desto schmerzhafter
werden dann die Anpassungen
ausfallen. 

Sie haben der Hochpreisinsel
Schweiz den Kampf angesagt.
Diese schmälert die Wettbe-
werbsfähigkeit grosser Teile
der schweizerischen Volks-
wirtschaft auf den offenen
Weltmärkten. Wie sieht Ihre
Tiefpreisstrategie aus?
Wir setzen auf Marktöffnung
und mehr Wettbewerb. Das Kar-
tellgesetz, ein zentrales Element
des Wachstumspakets, ist zwar
noch nicht vollständig in Kraft,
entfaltet aber im Verhalten der
Firmen bereits Vorwirkungen.
Diese haben gemerkt, dass ge-
wisse Praktiken der Vergangen-
heit vom neuen Kartellgesetz
nicht mehr geduldet werden. Sie
richten sich faktisch schon nach
den neuen Vorschriften. Mit
dem Binnenmarktgesetz wollen
wir die Freizügigkeit im Innern
der Schweiz stärken und künst-
liche Marktabschottungen
durchbrechen. 

Betrifft dies auch die Dienst-
leistungen?
Wichtig ist selbstverständlich
auch die Liberalisierung bei den
öffentlichen Dienstleistungen.
Schliesslich sehen wir, dass aus-
ländische Discounter den
Schweizer Markt als attraktiv
betrachten. Das ist gut so, denn
das wird zu mehr Wettbewerb
führen und zu tieferen Preisen
für die Schweizer Konsumen-
tinnen und Konsumenten. 

Jeder zweite Franken wird in
der Schweiz mit dem Aussen-

handel verdient. Die Bilatera-
len II sollen den Marktzu-
gang und die Beziehungen
mit der EU weiter festigen.
Und dennoch will eine Bun-
desratspartei, die SVP, diese
Verträge nicht. Was sagen Sie
dazu?
Das Problem der SVP ist, dass
sie selber nicht weiss, was sie
will und infolgedessen ihre
Meinung alle paar Jahre wieder
ändert. So war sie noch vor we-
nigen Jahren eine der glühends-
ten Verfechterinnen des bilate-
ralen Wegs. Jetzt, wo wir mit
der EU zukunftsweisende und
für uns vorteilhafte Lösungen
gefunden haben, ist sie wieder
dagegen. 2001 hat die SVP sel-
ber die Teilnahme an Schengen
gefordert, heute bekämpft sie
diese vehement. 

Zum wichtigen Dossier
Schengen/Dublin gibt es bei
den Gegnern der Bilateralen
II Aussagen zur bedrohten Ei-
genständigkeit unseres Lan-
des und zur Gefährdung der
inneren Sicherheit. Müssen
wir bei einem Ja Bedenken
haben, weil die Schweizer
Grenzkontrollen wegfallen
und wie wird in Zukunft der
Grenzübertritt geregelt?
Das gleich zu Beginn: Die Si-
cherheitsexperten in der
Schweiz unterstützen die Teil-
nahme an Schengen quasi uni-
sono. Sei es der Verband der
schweizerischen Kripochefs,
der Verband der schweizeri-
schen Polizeibeamten, das
Grenzwachtkorps oder die kan-
tonalen Polizei- und Justizdi-
rektoren – alle sprechen sich für
Schengen aus. 

Ein Mehr an Mobilität, aber
zu Lasten wessen?
Schauen wir uns die Sicher-
heitszusammenarbeit von
Schengen doch etwas näher an.
Es ist richtig: Die Staaten, die
beim Schengen-Vertrag mitma-
chen, verzichten darauf, an ih-
ren gemeinsamen Grenzen sys-
tematische Personenkontrollen
durchzuführen. Dieses Mehr an
Mobilität soll aber eben nicht
zu Lasten der Sicherheit erfol-
gen: Darum verstärken die
Schengen-Staaten erstens die
Aussengrenzen gegenüber
Drittstaaten. Dazu können
zweitens die Personenkontrol-
len jederzeit mobil im Landes-
inneren durchgeführt werden.
Und drittens wird die grenz-
überschreitende Zusammenar-

beit von Polizei und Justiz ver-
stärkt, wodurch die Kontrolltä-
tigkeiten viel wirksamer wer-
den. 
Wo ist das Herzstück?
Herzstück dieser Zusammenar-
beit ist das Schengen-Sicher-
heits-System (SIS). Dies ist ein
computergestütztes Fahndungs-
system, in dem die aktuellsten
Daten über Verbrechen und
Verdächtige gespeichert und
von Grenzwächtern, Polizei
oder Visumsbehörden jederzeit
abgerufen werden können. Es
erlaubt eine viel gezieltere und
somit treffsicherere Fahndung.
Bei besonderen Unsicherheits-
lagen können zudem die Perso-
nenkontrollen an den Grenzen
jederzeit zeitlich befristet wie-
der eingeführt werden. 

Am WEF in Davos wurde er-
neut auch das Bankgeheimnis
in Frage gestellt. Seitens des
Bundesrates wird angekün-
digt, dass nach Annahme der
Bilateralen II das Bankge-
heimnis endgültig zementiert
sein wird. Aus unserer Beur-
teilung ist dies nicht nachvoll-
ziehbar. Sagt uns die Landes-
regierung die ganze Wahrheit? 
Im Schengen-Vertrag wird das
Schweizer Bankgeheimnis bei
direkten Steuern zum ersten
Mal völkerrechtlich verankert.
Falls sich das Schengen-Recht
in einer Weise entwickelt, die
mit unserem Bankgeheimnis
nicht vereinbar ist, so ist die
Schweiz davon nicht betroffen. 

Und der Druck von anderen
Seiten?
Die Schweiz hat einen so ge-
nannten Opt-out. Selbstver-
ständlich gilt dieser Schutz nur
gegenüber der EU. Dass der in-
ternationale Druck gegen das
Bankgeheimnis – nicht nur das
Schweizerische – von anderer
Seite weitergeht, kann deshalb
nicht ausgeschlossen werden. 

Auch gegen die Ausweitung
des Personenverkehrs mit den
neuen EU-Staaten wurde das
Referendum ergriffen. Die
Gegner sprechen von tieferen
Löhnen und einer höheren

Arbeitslosigkeit. Sind Sie
auch dieser Meinung?
Nein, dagegen haben wir eine
ganze Reihe von Sicherheits-
massnahmen vorgesehen. Die
Öffnung der Arbeitsmärkte er-
folgt schrittweise und kontrol-
liert. Bis 2011 haben wir wei-
terhin Zuwanderungsbeschrän-
kungen durch Kontingente. 
Haben Schweizer Arbeitneh-
mer irgendwelche Vorteile
und was tun Sie gegen das
Lohndumping?
Die Schweizer Arbeitnehmer
werden gegenüber den Arbeit-
nehmern aus den neuen EU-
Staaten bevorzugt. Die Perso-
nenfreizügigkeit erlaubt es
Schweizer Unternehmen, dieje-
nigen Arbeitnehmer aus der EU
anzustellen, die unser Land für
eine kräftige Volkswirtschaft
braucht. Solche Wachstumsim-
pulse dürften letztlich eine tiefe-
re strukturelle Arbeitslosigkeit
zur Folge haben. Und gegen
Lohndumping haben wir eine
Reihe von flankierenden Mass-
nahmen, die im Hinblick auf die
Ausdehnung der Freizügigkeit
zusätzlich verschärft werden.

Was passiert, wenn die Frei-
zügigkeit nicht auf die neuen
EU-Staaten ausgedehnt wird?
Eine Schwächung des Wirt-
schaftsstandorts wie auch des
Arbeitsmarktes Schweiz ist da-
gegen zu erwarten, wenn die
Freizügigkeit nicht auf die neu-
en EU-Staaten ausgedehnt wird:
Mangelnder Marktzugang und
Abschottung generell werden
Betriebe dazu führen, ihre Pro-
duktion vermehrt ins Ausland
zu verlagern. Gewisse Kreise
malen jetzt das Schreckgespenst
von unkontrollierten Massen
von Mittel- und Osteuropäern,
die über die Schweizer Grenze
strömen und uns unsere gut be-
zahlten Arbeitsplätze wegneh-
men. Dieses Bild ist falsch. Die
EU hat im Laufe ihrer Ge-
schichte immer wieder bedeu-
tend ärmere Länder aufgenom-
men – denken wir an Spanien,
Griechenland oder Portugal. 

Und das Resultat?
Das Resultat war immer eine
rasche wirtschaftliche Entwick-
lung ohne eine markante Mi-
gration in den Norden. Heute
kehren mehr Portugiesen aus
den übrigen EU-Ländern nach
Portugal zurück, als umgekehrt.
Auch die Schweiz hat seit der
Einführung der Personenfreizü-
gigkeit mit den 15 alten EU-
Staaten trotz bedeutend höhe-
rem Lohngefüge keine Einwan-
derungswelle erlebt. 
Dem Wallis liegt die neue Re-
gionalpolitik des Bundes am
Herzen. Sie haben nach der

Vernehmlassung eine Exper-
tengruppe eingesetzt. Umreis-
sen Sie doch bitte für unsere
Leser den konkreten Auftrag
an die Expertengruppe?
Der Auftrag der Arbeitsgruppe
aus Regierungsräten und Ver-
tretern des seco besteht darin,
bis zum Sommer einen mehr-
heitsfähigen Vorschlag zu prä-
sentieren und die gegenwärtige
Vorlage in diesem Sinne zu op-
timieren. Unbestritten ist, dass
die heutige Politik reformbe-
dürftig ist. 

In Davos haben Sie mit ver-
schiedenen Ministern über ei-
ne weitere Liberalisierung des
Welthandels gesprochen.
Kommt auch die Bergland-
wirtschaft endgültig unter die
Räder? 
Davon kann keine Rede sein.
Die Berglandwirtschaft, das ha-
be ich immer wieder betont, be-
findet sich in einer speziellen
Situation. Nehmen Sie nur die
Landwirtschaftpolitik, wo die
Bergbauern in mancherlei Hin-
sicht anders behandelt werden,
als die Landwirte im Tal. 

Unter anderem wurde Ihnen
kürzlich vorgeworfen, dass
Sie den Beitritt zur EU
schrittweise vorbereiten.
Trifft das zu?
Das ist Unsinn. Wir konzentrie-
ren uns auf den bilateralen Weg.
Dazu haben wir im Juni und im
September zwei richtungswei-
sende Abstimmungen. Entwe-
der wir bewegen uns vorwärts
oder rückwärts. Das Volk wird
auch in Zukunft über alle wich-
tigen Schritte in unserer Bezie-
hung zur EU mitreden können.

Herr Bundesrat Deiss, wir
danken Ihnen für das Inter-
view.

Gestatten Sie eine letzte
Frage: Im Vergleich zu an-
deren Tourismusländern
(z.B. Österreich und das
Südtirol) wird der Touris-
mus in unserem Lande von
der öffentlichen Hand
recht stiefmütterlich be-
handelt. Wäre es nicht an
der Zeit, den Tourismus,
die touristischen Bahnun-
ternehmen und die Hotelle-
rie vermehrt finanziell zu
unterstützen?

Die staatliche Unterstützung
des Tourismus ist in der
Schweiz nicht geringer als im
Ausland. Der Bund gab letz-
tes Jahr allein für die direkte
Tourismusförderung rund 60
Millionen Franken aus. Die

eidgenössischen Räte stock-
ten kürzlich trotz allgemeiner
Sparanstrengungen des Bun-
des die Finanzhilfe an
Schweiz Tourismus auf. Vor
zwei Jahren wurde ein neues
Gesetz über die Förderung
der Beherbergungswirtschaft
verabschiedet, welches die
Restfinanzierung von überle-
bensfähigen Betrieben der
KMU-Hotellerie erlaubt.
Auch werden nach wie vor
regional bedeutsame Seilbah-
nen mit Investitionshilfekre-
diten unterstützt. Und
schliesslich wird mit dem
Schengen-Abkommen und
der Geltung des Schengen-
Visums auch für die Schweiz
ein wichtiger Standort-Nach-
teil beseitigt.

...und der Tourismus?

Grenzschlagbäume
nicht abräumen

Sind wir in Schengen ein
Sonderfall?
Man darf nicht vergessen,
dass die Schweiz in Schen-
gen eine Art Sonderfall
darstellt, insofern sie näm-
lich nicht Mitglied der EU-
Zollunion ist: Die Schlag-
bäume an den Schweizer
Grenzen werden darum
nicht weggeräumt werden.
Es müssen weiterhin Wa-
renkontrollen durchgeführt
werden und dabei werden
auch Personen kontrolliert.
An der Schweizer Grenze
ändert sich in der Praxis
somit kaum etwas.

Bundesrat Joseph Deiss spricht im WB-Interview Klartext zu den Bilateralen II und den Auswirkungen
der Personenfreizügigkeit. Foto Keystone

«Eine Abfuhr 
erteilen»

Lauter Widersprüche al-
so bei der SVP?
Ja, der Widersprüche mehr:
Die SVP macht sich für si-
chere Grenzen stark.
Gleichzeitig trat diese Par-
tei aber im Parlament letz-
ten Dezember für einen
Personalabbau beim
Grenzwachtkorps ein. Das
schafft nicht nur innenpoli-
tisch Verwirrung. Die Ab-
sichten der SVP drohen
uns in unseren Beziehun-
gen auch mit unserem in-
ternational wichtigsten
Partner um zehn Jahre zu-
rückzuwerfen. Die Stimm-
bürger werden aber dieser
Rückwärtsstrategie im Juni
und im September eine Ab-
fuhr erteilen, wie sie das
schon bei den Bilateralen I
getan haben.

«Zügige Umsetzung»

«Marktöffnung und
mehr Wettbewerb»

«SVP: Einmal dafür,
dann wieder dagegen»

«Bankgeheimnis 
völkerrechtlich 
verankern?»

«Schreckgespenster
falsch am Platz»

«Berglandwirtschaft
kommt nicht 

unter die Räder»

«Sicherheiten 
eingebaut»


